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Jan Amsler

Die Not in Basler Schulzimmern
ist gross.Die Rede ist von Bissat­
tackenundBeleidigungen gegen­
über Lehrpersonen, von einem
Qualitätseinbruch im Unter­
richt wegen verhaltensauffälli­
ger Schülerinnen und Schüler,
die nicht gesondert, sondern in
gewöhnlichen Klassen unter­
gebracht sind.

Doch das Systemder integrati­
ven Schule inBasel-Stadt ist unter
Druck. Nun ist der Erziehungs­
direktor Conradin Cramer (LDP)
verpflichtet, innert zwei Jahren
weitergehendeMassnahmenvor­
zulegen.Dies fordert eineMotion,
die amMittwoch stillschweigend
überwiesen worden ist.

In seiner Stellungnahme weist
der Regierungsrat diverse Pläne
aus,wie die integrative Schule in
den kommenden Jahren ohnehin
verbessert werden soll. So plant
das Erziehungsdepartement zum
Beispiel, spezielle Förderräume
einzurichten. Es handelt sich um
ein niederschwelliges Angebot
im Schulhaus, in dem Schülerin­
nen und Schüler für eine zeitlich
begrenzte Dauer ausserhalb ihrer
Stammklasse unterrichtet und
gefördert werden.

«Wir sind keine
Schreibtischtäter»
Die Motion verlangt aber mehr,
etwaweitere Förderangebote für
Schüler mit Auffälligkeiten im
sozial-emotionalen Bereich und
zusätzliche Fachpersonen wie
Sozialpädagogen. Urheberin ist
Franziska Roth aus Riehen, die
für die SP politisiert und beruf­
lich selber als Sozialpädagogin
arbeitet. Sie und ihreMitstreiter
wollen verhindern, dass die in­
tegrative Schule scheitert, und
sie möchten eine für alle trag­
bare Situation schaffen. Die ge­

planten Förderräume beispiels­
weise seien eine gute Idee, aber
zu kurzfristig angelegt; die Kin­
der bräuchten konstante Be­
zugspersonen.

Roth kritisiert in der Ratsde­
batte: «Herr Cramer, Sie können
die integrative Schule nicht nur
imErziehungsdepartementwei­
terentwickeln. Sie brauchen die
Lehrer dazu.» Diese sollen nicht
nur konsultiert, sondern explizit
eingebunden werden. Cramer
kontert: «Wir sind keine Schreib­
tischtäter.»Alle, die an den Kon­
zeptenmitarbeiteten, hätten eine
pädagogische Ausbildung. Doch
er ist einverstanden, die Bedürf­
nisse in den Schulen vor Ort

abzuholen.Und: «Es ist erkannt,
dass wir jetzt am System der
integrativen Schule grössere In­
standhaltungsarbeiten machen
müssen.»

Seit einem Jahrzehnt
ein Thema
Heidi Mück vom Grün-Alterna­
tiven Bündnis betont, dass die
Situation unmittelbaren Hand­
lungsbedarf verlange. Sie stört
sich daran, dass sich der Regie­
rungsrat zwei Jahre Zeit lassen
will, umdieMassnahmen auszu­
arbeiten. In der heutigen Praxis
dauere es sehr lange, bis Lehr­
personen in Not Unterstützung
erführen. Doch wenn bei der

Schulleitung um Hilfe gebeten
werde, sei der Leidensdruck be­
reits hoch, und «das Gefüge be­
findet sich in einer sehr fragilen
Lage». Das Thema beschäftige
die Schule seit einem Jahrzehnt.
Dass es nun nochmals zwei Jahre
benötige, «ist für mich und be­
troffene Lehrpersonen schwierig
nachzuvollziehen».

Auch Sandra Bothe verlangt
im Namen der Grünliberalen
«ein deutliches Zeichen für die
Unterstützung in belastenden
Situationen». Die Problemstel­
lung sei «über die Massen her­
ausfordernd», dieAuswirkungen
auf den Regelunterrichtwürden
stark unterschätzt.

Grosser Rat verlangt von Cramer Taten
Integrative Schule auf Prüfstand Konsens in der Basler Politik: Der Erziehungsdirektor muss
in den kommenden zwei Jahrenmassive Verbesserungen für das Schulsystem ausarbeiten.

LDP-Regierungsrat Conradin Cramer will die Bedürfnisse der Lehrer abholen. Foto: Kostas Maros

Berichterstattung aus
dem Kongresszentrum

Vorstoss Der Stolz war immens,
als 2017 die Basler Fasnacht zum
Weltkulturerbe ernannt wurde.
Nun soll sie auch durch die Poli­
tik und die Verwaltung Wert­
schätzung erfahren. Der Grosse
Rat hat am Mittwoch einen Vor­
stoss von Balz Herter (Mitte) mit
81 zu 2 Stimmen bei einer Ent­
haltung überwiesen. Dieser ver­
langt, dass der Kanton dafür
sorgt, dass das Weltkulturerbe
erhalten bleibt, dokumentiert
und vermittelt wird.

Es gibt bereits das private
Projekt «Dokumentation Basler
Fasnacht» vonAlain Grimm, das
genau dieses Ziel verfolgt. Wie
«Primenews» berichtete,möchte
derBaslerHistoriker und Kultur­
manager mit seinem Vorhaben
die verschiedenen dezentralen
Bestände undArchivemiteinan­
der verknüpfen. DerVorstoss im
Parlament ist auf diese Initiative
zugeschnitten.Herter gehörtwie
viele andere Grossrätinnen und
Grossräte Grimms Unterstüt­
zungskomitee an. (ale)

Fasnacht darf Basel
mehr wert sein

Das Basler Präsidialdeparte­
ment hat dieseWoche auf
seinerWebsite «Empfehlungen
für eine geschlechtergerechte
Sprache» publiziert. «Muss das
sein?», fragt es in einem Anflug
von gespielter Selbstkritik
gleich selber – und liefert die
nicht wirklich überraschende
Antwort: «Ja.»

Nur eine «diskriminierungs­
freie Sprache», argumentiert
die Behörde, zeige «Wert­
schätzung gegenüber allen
Menschen, unabhängig von
ihrem Geschlecht». Das ist eine
kühne Behauptung. Man kann
seineWertschätzung ja auch
ausdrücken, ohne die Sprache
gleich bedingungslos in die
Schablone der politischen
Korrektheit zu pressen. Aber
lassen wir das mal. Kommen
wir zu den konkreten Empfeh­
lungen, welche sich die Abtei­
lung für Gleichstellung im

Präsidialdepartement ausge­
dacht hat.

«Schreiben Sie präzise und
faire Texte dank geschlechter­
gerechten Formulierungen»,
heisst es da: «Denken Sie
bereits bei der Konzeption
eines Textes an die sprachliche
Gleichbehandlung.»

Sätze wie «jeder Student
möchte rasch über das
Prüfungsergebnis informiert
werden» will die Behörde nicht
mehr lesen. Dafür lieber: «Wer

die Prüfung gemacht hat,
möchte rasch über das Ergeb­
nis informiert werden.» Statt
«jeder muss dafür selbst
besorgt sein» soll es heissen:
«Alle müssen dafür selbst
besorgt sein.» Nicht geeignet
sei die Formulierung: «Die
Besucherin oder der Besucher
hat sich ordnungsgemäss zu
registrieren.» Das Amt sähe
lieber: «Die Besucherinnen und
Besucher haben sich ordnungs­
gemäss zu registrieren.»

Danke für die gut gemeinten
Hinweise, liebes Präsidial­
departement. Aber wir gestat­
ten uns, die sprachpolizeilichen
Vorschriften nicht in jedem Fall
ordnungsgemäss anzuwenden.
Gleichbehandlung ist zwar ein
berechtigtes Anliegen.

Aber, mit Verlaub: Uns scheint,
als verwechsle man im Rathaus
Gleichbehandlung mit Gleich­

macherei.Würde nicht das
gesunde Sprachgefühl
ausreichen? Das sagt einem,
dass man mal die männliche,
mal die weibliche Form, aber
keinesfalls angestrengt
wirkende Formulierungen
gebrauchen sollte.

Ein Text muss vor allem eines
sein: klar, direkt und verständ­
lich, mit Schwurbel-Faktor null.
Wenn konsequent von «Abon­
nentinnen und Abonnenten»,
von «Leserinnen und Lesern»,
von «Userinnen und Usern» die
Rede wäre, würde nicht eine
gerechtereWelt, sondern eine
sprachliche Hürde errichtet, die
den Lesefluss bremsen würde.

Das Amt für Gleichstellung
sieht das anders. Es schreibt:
«Von maskulinen Pronomen
wird abgeraten.» Für «nicht
geeignet» hält es zum Beispiel
die Formulierung: «Niemand

darf aufgrund seiner politi­
schen Überzeugung benach­
teiligt werden.» Zur Hölle, fort,
weg mit dem bösen maskuli­
nen Pronomen «seiner»! Man
solle besser schreiben: «Nie­
mand darf aufgrund der politi­
schen Überzeugung benachtei­
ligt werden.» Die «Behandlung
beim Zahnarzt» ist in den
Augen der Behörden ebenfalls
eine ganz fürchterliche Sache.
Nicht, weil sie schmerzhaft sein
kann. Sondern weil sie ein
männliches Substantiv enthält.
Das Departement sagt, man
solle lieber von «zahnärztlicher
Behandlung» schreiben.

Hat das Präsidialdepartement
keine anderen Probleme?
Offenbar nicht. Denn es legt
uns auch den Gebrauch des
Gendersternchens ans Herz.
Nur dieses Sternchen allein
garantiert in den Augen der
Abteilung für Gleichstellung,

dass sich die bunteWelt der
Menschen sprachlich in einer
einzigen, trauten Familie
wiederfindet – egal, mit
welchem Geschlecht, egal,
ob Frau, Mann, Transmensch,
ob intergeschlechtliche Person
oder Mensch mit nicht binärer
Geschlechtsidentität.

Wenn künftig von Beat Jans
die Rede sein wird, werden wir
nicht mehr lesen, er sei Stadt­
präsident, sondern «Der*die
Vorsteher*in des Präsidial­
departements». Ist zwar
unleserlich. Aber dafür korrekt
formuliert. Muss das sein? Das
Präsidialdepartement meint: Ja.

Im Rathaus leuchtet das Gendersternchen
Sprachpolizei im Präsidialdepartement Das Amt für Gleichstellung rät davon ab, in Texten maskuline Pronomen zu gebrauchen.

Uns scheint,
als verwechsleman
imRathaus
Gleichbehandlung
mit Gleichmacherei.

Martin Furrer

«Herr Cramer,
Sie können die
Schule nicht nur
imDepartement
weiterentwickeln.
Sie brauchen
die Lehrer dazu.»
Franziska Roth
SP-Politikerin und Sozialpädagogin

Motion Mit viel Pathos wendet
sich Joël Thüring an den Regie­
rungspräsidenten Beat Jans und
fordert: «Zeigen Sie Herz!» Es
geht bei der Debatte um Schau­
steller und Marktfahrerinnen.
Thüring und weitere Vertreter
der SVPmöchten die von Corona
gebeutelte Branche finanziell
unterstützen und verlangen in
einer Motion, ihr für die Herbst­
messe2021 sämtlichevomKanton
erhobenenGebühren zu erlassen.

Das Kantonsparlament stellt
sich mehrheitlich hinter das An­
liegen, beschliesst aber amEnde,
dieMotion alsAnzug zuüberwei­
sen. Der Regierungsrat soll prü­
fen und berichten,wie sich diese
Forderung umsetzen lässt. Ob­
schon dieser bereits deutlich
gemacht hat, dass er nichts von
einem Gebührenerlass hält. Er
habe zwarVerständnis dafür, sagt
Regierungspräsident Jans. Aber
der Ansatz des Vorstosses sei
falsch.Manwürdenurdenjenigen
entgegenkommen, die an der
Herbstmesse teilnehmen. Der
Branche als Ganzes wäre damit
aber nicht geholfen. (ale)

Marktfahrerbranche
soll Hilfe erhalten
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